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Aufhebungsvertrag

(einvernehmlich, ohne Gründe)

Zwischen .........................................................................................................................

- nachfolgend Arbeitgeber genannt –

und

.........................................................................................................................

- nachfolgend Arbeitnehmer/in genannt -

wird folgender Aufhebungsvertrag
geschlossen:

Der/Die Arbeitnehmer/in ist seit dem ...................... bei dem Arbeitgeber beschäftigt. Er/Sie ist als ........................................... tätig. Die vorgenannten Arbeitsvertragsparteien sind sich darüber einig, dass das Arbeitsverhältnis in gegenseitigem Einvernehmen mit Ablauf des .............................................................................. endet.

Die Vertragsschließenden stellen fest, dass aller zu gewährender Urlaub in Natura vor dem Beendigungszeitraum genommen wurde.

Der Arbeitgeber und der/die Arbeitnehmer/in sind sich darüber einig, dass mit dieser Verein​barung alle gegenseitigen Ansprüche aus und in Verbindung mit dem Arbeitsverhältnis und seiner Beendigung, gleich aus welchem Rechtsgrund, ob bekannt oder unbekannt, erledigt sind.

Verbindliche Auskunft über die steuer- und sozialrechtlichen Konsequenzen dieses Aufhebungsvertrages können nur das zuständige Finanzamt bzw. der zuständige Sozialversicherungsträger erteilen. Auf die Möglichkeit des Eintritts einer Sperrzeit und deren Folgen sowie ein mögliches Ruhen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld wurde der Arbeitnehmer hingewiesen.

Außerdem wurde darauf aufmerksam gemacht, dass zur Vermeidung von Nachteilen beim Arbeitslosengeldanspruch eine Obliegenheit des Arbeitnehmers besteht, sich spätestens drei Monate vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei der Agentur für Arbeit als arbeitssuchend zu melden (§ 38 Abs. 1 SGB III). Liegen zwischen der tatsächlichen Beendigung des Arbeitsverhältnisses und dem Zeitpunkt der Vertragsunterschrift weniger als drei Monate, hat die Meldung bei der Agentur für Arbeit innerhalb von drei Tagen nach der Vertragsunterschrift und damit nach Kenntnis vom Beendigungszeitpunkt zu erfolgen. 

Der/Die Arbeitnehmer/in erklärt, dass er/sie den Aufhe​bungsvertrag sorgfältig gelesen und nach reiflicher Überlegung aus freiem Wil​lensentschluss unterzeich​net hat.

...............................................

Datum

.............................................



.............................................

Unterschrift Arbeitgeber




Unterschrift Arbeitnehmer/in
Hinweis: Nach § 38 SGB III sind Arbeitnehmer/innen, deren Arbeitsverhältnis endet verpflichtet, sich spätestens drei Monate vor dessen Beendigung persönlich bei der Agentur für Arbeit arbeit​suchend zu melden. Eine Verletzung dieser Pflicht kann zum Eintritt einer Sperrzeit führen.

Liegen zwischen der Kenntnis des Beendigungszeitpunktes und der Beendigung des Arbeits​verhältnisses weniger als drei Monate, hat die Meldung innerhalb von drei Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunktes zu erfolgen.

Bitte beachten Sie die Hinweise der folgenden Seite!

Hinweise für den Arbeitgeber zu Formular Aufhebungsvereinbarung:

· Bei dem vorliegenden Muster handelt es sich um eine einfache Aufhebungsvereinbarung aus betrieblichen Gründen ohne Abfindungsvereinbarung.

· Bitte beachten Sie, dass aufgrund der Gesetzesänderung zum 01. Mai 2000 Aufhebungsver​träge zu ihrer Wirksamkeit grundsätzlich der Schriftform bedürfen.

 Der Abschluss eines Aufhebungsvertrages löst grundsätzlich den Eintritt einer Sperrzeit (§ 144 SGB III), die regelmäßig 12 Wochen beträgt, aus. In Fällen besonderer Härte reduziert sich die 12-wöchige Sperrzeit auf 6 Wochen. Für weitere Sonderfälle ist eine Sperrzeit von lediglich 3 Wochen vorgesehen. Die Sperrzeit beginnt am Tag nach dem Ereignis, das die Sperrzeit begründet, z. B. am Tage nach dem Abschluss eines Aufhebungsvertrages, frühestens jedoch mit dem tatsächlichen Beginn der Arbeitslosigkeit. Der Eintritt einer Sperrzeit führt im Grundsatz dazu, dass sich die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld um die Tage der Sperrzeit verkürzt. Eine Sperrzeit darf allerdings dann nicht von der Arbeitsagentur verhängt werden, wenn der Arbeitslose für sein Verhalten einen „wichtigen Grund“ hatte. Die für die Beurteilung eines wichtigen Grundes maßgebenden Tatsachen sind vom Arbeitslosen darzulegen und nachzuweisen, wenn diese in seiner Sphäre oder in seinem Verantwortungsbereich liegen. Ein solcher wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn der Aufhebungsvertrag eine nicht offensichtlich rechtswidrige betriebsbedingte oder personenbedingte Kündigung ersetzt, da es in diesen Fällen dem Arbeitnehmer nicht zumutbar ist, die arbeitgeberseitige Kündigung abzuwarten. So kann sich nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts ein Arbeitnehmer auf einen – die Sperrzeit wegen Arbeitsaufgabe ausschließenden – wichtigen Grund für die Lösung des Beschäftigungsverhältnisses durch Aufhebungsvertrag mit Abfindungsregelung berufen, wenn ihm ansonsten eine rechtmäßige Arbeitgeberkündigung aus nicht verhaltensbedingten Gründen zum gleichen Zeitpunkt droht. Unter Heranziehung der Grundsätze des § 1 a KSchG wird auf eine Prüfung der Rechtmäßigkeit der Arbeitgeberkündigung aus betrieblichen Gründen verzichtet, wenn die Abfindungshöhe die im § 1 a Abs. 2 KSchG vorgesehene Höhe nicht überschreitet. Darüber hinaus werden als wichtige Gründe, die dem Arbeitnehmer ausnahmsweise gestatten, das Arbeitsverhältnis zu lösen, von der Rechtsprechung anerkannt:

Religiöse oder Gewissensgründe; Zuzug zum nichtehelichen Lebenspartner bei unmittelbar bevorstehender Heirat; Berufswahlentscheidungen, die zur Aufgabe eines Berufsbildungsverhältnisses führen.

Als Grundlage für die Beurteilung der Agentur für Arbeit zu der Frage, ob eine Sperrzeit eintritt, dienen umfangreiche Fragebögen, die für Arbeitgeber und Arbeitnehmer gesonderte Fragestellungen hinsichtlich der Modalitäten der Beendigung des Arbeitsverhältnisses enthalten. Angesichts der Komplexität der Fragebögen empfehlen wir Ihnen dringend, sich mit uns in Verbindung zu setzen. 

· Darüber hinaus sind nach § 38 b SGB III Personen, deren Arbeitsverhältnis endet verpflichtet, sich spätes​tens drei Monate vor dessen Beendigung persönlich bei der Agentur für Arbeit ar​beitsuchend zu melden. Eine Verletzung dieser Pflicht kann zum Eintritt einer Sperrzeit führen.

Liegen zwischen der Kenntnis des Beendigungszeitpunktes und der Beendigung des Arbeits​verhältnisses weniger als drei Monate, hat die Meldung innerhalb von drei Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunktes zu erfolgen.

Die Pflicht zur Meldung besteht unabhängig davon, ob der Fortbestand des Arbeitsverhältnis​ses gerichtlich geltend gemacht wird. Auch wenn eine Weiterbeschäfti​gung vorgesehen ist, sind Sie zur Meldung verpflichtet, solange der Vertrag über den Fortbestand des Arbeitsverhältnisses noch nicht geschlossen wurde.

· Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass dieses Muster nicht schematisch übernom​men werden kann. Es soll hiermit lediglich eine Vorstellung darüber vermittelt werden, was mindestens in einer Aufhebungsvereinbarung geregelt werden sollte

Haftungsausschluss: 
Unsere Vertragsformulare/Merkblätter wurden mit größter Sorgfalt erstellt; erheben aber insbesondere aufgrund der vorstehend dargestellten Rechtslage keinen Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. Sie sind vielmehr als Orientierungs- und Formulierungshilfe zu verste​hen.

Betriebliche Gegebenheiten oder sonstige besondere Umstände des Einzelfalles können ebenfalls nicht berücksichtigt werden. Das Muster ist daher nicht von vorneherein auf spezielle Belange zugeschnitten. Wir empfehlen daher stets die individuelle Beratung durch unsere Geschäftsstelle.

Aus den dargelegten Gründen kann die Haftung für den Inhalt des Vertragsmus​ters nicht übernommen werden. Auch die Haftung für leichte Fahrlässigkeit ist grundsätzlich ausgeschlossen.

Für Schäden, die durch die Verwendung dieses Dokuments entstehen können, ist die Haftung auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Hiervon ausgenommen ist die Haftung für Schäden an Körper, Leben und Gesundheit, für die die gesetzlichen Haftungsregeln uneingeschränkt gelten. Bitte prüfen Sie regelmäßig die Aktualität der verwendeten Dokumente und beachten Sie unsere Verbandsmitteilungen.

Urheberrechtlicher Hinweis: Der Nachdruck, die Vervielfältigungen und die Weiter​gabe der Formulare ist nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Bäckerinnungsver​bandes Baden gestattet. 
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